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GEDENKEN AN DIE OPFER  
DES ANSCHLAGS AUF DAS  
GEWERKSCHAFTSHAUS AM 
2. MAI 2014 IN ODESSA

Abstimmung mit den Füßen
Die Kriegsmobilisierung in der Ukraine scheitert

M
it einem Fiasko endete am 17. 
August 2015 die sechste Wel-
le der Mobilisierung für den 
Krieg im Osten der Ukraine. 

Anstatt der geplanten 25.000 Personen 
konnte man gerade einmal 13.000 für die 
„Antiterroroperation“ mobilisieren. Dies be-
richtete die ukrainische Tageszeitung „Ga-
zeta.ua“ am 18. August 2015. Grund der 
mangelnden Mobilisierung, so die Gazeta.ua 
unter Berufung auf Militärexperten, sei der 
zunehmend schwindende Patriotismus. Vor 
einem Jahr sei die ukrainische Gesellschaft 
noch patriotischer eingestellt gewesen. 
5.811 Ordnungs- und 1.500 Strafverfah-
ren habe man gegen Personen eingeleitet, 
die sich der Mobilisierung entzogen hatten, 
zitiert die Zeitung Oberst Alexander Prawdi-
wez, den stellvertretenden Chef der Mobili-
sierungsabteilung im ukrainischen General-
stab. In einigen Fällen, so der Oberst am 18. 
August gegenüber der ukrainischen Presse, 
seien Verweigerer bereits zu Haftstrafen ver-
urteilt worden. 

Besonders in der Westukraine sind die 
Mobilisierungspläne weitgehend geschei-
tert. Im Gebiet Karpaten, zitiert die in Kiew 
erscheinende „Komsomolskaja Prawda“ 
den Gouverneur des Gebietes, Gennadij 
Moskal, seien gerade einmal 27 Prozent 
des angestrebten Ziels erreicht worden, 
im Gebiet Iwanow-Frankiwsk sogar nur 25 
Prozent. Um die Mobilisierungszahlen in 

die Höhe zu treiben, hatte man in den Kar-
paten zu sehr unkonventionellen Rekru-
tierungsmaßnahmen gegriffen. So wurden 
junge Männer an Checkpoints für die Mo-
bilisierung aufgegriffen und Schmuggler 
sofort nach ihrer Verhaftung in den Krieg 
geschickt. 

Die Bereitschaft, sich dem Kriegseinsatz 
zu entziehen, ist sogar noch größer als die 
offiziellen Zahlen der ukrainischen Militärs 
vermuten lassen. Wer sich auf halblegale 
Weise der Mobilisierung entziehen konnte, 
ist in dieser Statistik nicht erfasst. 

A lleinstehende Mütter mit drei Kindern 
können sich in den letzten Monaten vor 

Heiratsanträgen kaum noch retten. Denn 
laut Gesetz dürfen Väter von mindestens 
drei minderjährigen Kindern nicht einberu-
fen werden. Andere lassen sich wiederum 
scheiden und übernehmen das alleinige 
Sorgerecht. Auch sie sind vom Militärdienst 
befreit. Wieder andere gehen für die Som-
mermonate als Service-Personal auf ein 
Kreuzschiff. Damit verdienen sie nicht nur 
das Zehnfache der landesüblichen 200 
Euro. Sie sind auch für die Wehrbehörden 
bis zum Herbst nicht erreichbar. 

Eigentlich hätte die sechste Mobilisierungs-
welle die letzte in diesem Jahr sein sollen. 
Doch angesichts des Misserfolges dieser 
Mobilisierungswelle schließen führende uk-

-rainische Militärs weitere Mobilisierungs-
maßnahmen in diesem Jahr nicht mehr aus.

Ruslan Kotsaba

Auch wenn die Bevölkerungsmehrheit den 
Krieg ablehnt – offen gegen den Krieg hat 
sich nur ein einziger Bürger der Ukraine 
ausgesprochen. Im Januar hatte der west-
ukrainische Journalist Ruslan Kotsaba in 
einem auf Youtube veröffentlichten Video 
erklärt, dass er den Kriegsdienst verwei-
gern werde. Gleichzeitig forderte er die Be-
völkerung auf, ebenfalls zu verweigern. Er 
habe sich bereits entschieden, sagte Kot-
saba in seiner an Präsident Poroschenko 
gerichteten Videobotschaft: Er werde eher 
ins Gefängnis gehen als auf seine Lands-
leute im Osten des Landes schießen. Der 
Staat wartete nicht lange. Im Februar wur-
de Kotsaba verhaftet. Seitdem sitzt er in 
Untersuchungshaft. Ihm droht eine mehr-
jährige Haftstrafe wegen Vaterlandsverrat 
und Wehrkraftzersetzung. Am 18. August 
verlängerte ein Gericht in der westukraini-
schen Stadt Iwano-Frankiwsk die Unter-
suchungshaft von Ruslan Kotsaba auf den 
16. Oktober 2015.

Die Bevölkerung hat Angst

Doch der Fall Kotsaba zeigt auch, dass 
sich kaum jemand traut, sich öffentlich zu 
artikulieren: „Ich hatte innerhalb weniger 

Angesichts der eskalierenden Gewalt hat in der  
Ukraine kaum jemand den Mut, sich offen gegen 
den Krieg auszusprechen. Dialoginitiativen stecken 
in der Krise. Doch große Teile der Bevölkerung 
entziehen sich dem Wehrdienst mit vielerlei Tricks.
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Tage mehrere hunderttausend Klicks auf 
meiner Youtube-Seite“, berichtete mir Kot-
saba wenige Tage vor seiner Verhaftung im 
Winter dieses Jahres. „Doch nicht ein ein-
ziger hat sich offen mit mir solidarisiert“.

„Wer weniger als 200 Euro im Monat ver-
dient, und das ist die überwiegende Mehr-
heit der Bevölkerung, interessiert sich 
nicht für die Frage, welchen Status Donezk 
haben soll. Die Leute sind depressiv, vie-
le verlieren ihre Arbeit. Es wird sehr viel 
getrunken, viele Narkotika werden kon-
sumiert. Die Depression der Menschen 
nimmt zu“, beklagt sich ein Aktivist der 
kleinen Gewerkschaft „Schutz der Arbeit“. 
„Der Krieg ist für uns alle gleich weit ent-
fernt: vom Sofa zum Fernseher. Und so-
lange sich Krieg für die Bevölkerungs-
mehrheit nur im Fernsehen abspielt, reden 
sich viele ein, das alles ginge sie gar nichts 
an“, so der Gewerkschaftsaktivist.

Gewerkschaftsarbeit

„Gewerkschaftsarbeit ist indirekt auch Anti-
Kriegs-Arbeit“ berichtet mir ein Aktivist aus 
Odessa. „Kürzlich rief uns eine Angestellte 
einer deutschen Firma, die in Odessa eine 
Niederlassung hat, auf unserer Hotline an. 
Sie hatte sich beschwert, dass die Firma sie 
zwingt, jeden Tag neun Stunden an der Kasse 
zu stehen. Nicht eine Minute dürfe sie sitzen, 
habe sie sich beschwert. „Wenn sich doch 

die Menschen häufiger beschweren würden“ 
seufzt der Mann von „Schutz der Arbeit“. 
„Wenn wir als Gewerkschaft ein Faktor wä-
ren, am ersten Mai zu Zehntausenden auf die 
Straße gingen, dann wüsste die Regierung, 
dass mit der Zivilgesellschaft zu rechnen ist 
und dann wäre auch der Krieg im Osten des 
Landes nicht mehr politisch durchsetzbar.“

Das Charkiwer Dialogprojekt

Lange schien es im Frühling und Sommer 
2014, dass auch die ostukrainische Millio-
nenstadt Charkiw in den Strudel der Gewalt 
gezogen werde. Am 7. April waren gleich-
zeitig die „Volksrepubliken“ Donezk und 
Charkiw ausgerufen worden. Für kurze Zeit 
hatten prorussische Aktivisten die Bezirks-
verwaltung von Charkiw besetzt, waren aber 
aus dieser von einer Sondereinheit der Miliz 
wieder vertrieben worden. Erneut eskalierte 
die Stimmung, als Bürger der Stadt, allen 
voran der „Rechte Sektor“, am 28. Septem-
ber 2014 das Lenin-Denkmal schleiften. 

V or dem Hintergrund dieser Ausein-
andersetzungen gründete sich unter 

Leitung von Alena Kopina eine Gruppe, 
die zum Dialog zwischen prorussischen 
und proeuropäischen BewohnerInnen der 
Stadt aufrief. Man organisierte Foren und 
Veranstaltungen, zu denen Vertreter bei-
der Spektren kamen. Doch inzwischen ist 
es ruhiger geworden um die Gruppe, die 
selbst immer weniger auf die Stimmung 
in der Stadt einwirken kann. Es sind vor 
allem zwei Gründe, die den geschwunde-
nen Einfluss des Dialog-Projektes erklären 
könnten: Von Anfang an hatten führende 
Vertreter von Maidan- und Antimaidan-Be-

wegungen ihre Teilnahme an dem Dialog-
projekt abgelehnt. Man habe es hier mit 
einem Konflikt zu tun, der von außen her-
eingetragen worden sei. Ein Dialog vor Ort 
sei Augenwischerei, denn er würde den 
ausländischen Faktor ausblenden.

W aren zu Beginn des Projektes die 
Anhänger des Euromaidan in der 

Überzahl, kommen nun kaum noch pro-
russisch eingestellte Bewohner der Stadt 
zu den Veranstaltungen des Dialogforums. 
Bezeichnenderweise saßen auf einer Pres-
sekonferenz des Dialogprojektes Mitte Mai 
im Charkiwer Kriseninformationszentrum 
nur Personen auf dem Podium, die stadt-
bekannte Euromaidan-Aktivisten sind, die 
einzige Fahne im Raum war eine Fahne 
des Rechten Sektors. 

Alena Kopina lässt sich jedoch nicht beirren. 
Sie glaubt an den langen Atem, den es brau-
che, um der Gesellschaft begreiflich zu ma-
chen, dass Dialog eine Alternative zur Gewalt 
sei. Mediation, so ihr Credo, sei in der Ukrai-
ne nötiger denn je. So hat sie nun ein lang-
fristiges Programm zur Ausbildung von Me-
diatorInnen ins Leben gerufen, das teilweise 
in Bosnien-Herzegowina stattfinden soll, 
wo man sich mit MediatorInnen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien austauschen will. 
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